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r. 7013.) Geſetz, betreffend die Erhebung jährlicher Averſional-Beiträge in den von dem 
x Zollvereine ausgeſchloſſenen Gebietstheilen. Vom 5. März 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


In denjenigen Preußiſchen Gebietstheilen, welche nicht dem Zollvereine 
ngehören, find als Erſatz der zu den Ausgaben des Norddeutſchen Bundes zu 
ahlenden Averſen für Zölle und Verbrauchsſteuern vom 1. Januar 1868. ab 
ußer den beſtehenden Staatsſteuern beſondere jährliche Beiträge für Rechnung 

er Staatskaſſe zu erheben. 5 N 
Die Höhe dieſer Beiträge und die Art der Erhebung derſelben wird für 
as Jahr 1868. für die einzelnen Gebietstheile unter Beachtung der nachfolgen⸗ 
en allgemeinen Beſtimmungen und der örtlichen Verhältniſſe durch Königliche 
erordnung feſtgeſetzt. N ö 


F. 2. : 
Deter einzuziehende jährliche Beitrag darf in keinem Falle die Höhe des für 
en betreffenden Gebietstheil zu den Ausgaben des Norddeutſchen Bundes zu 
eiſtenden Averſums für Zölle und Verbrauchsſteuern überſteigen. 
5 Der Betrag, um welchen der jährliche Beitrag niedriger feſtgeſetzt iſt, als 
das aus der Staatskaſſe für den 5 18 Gebietstheil zu zahlende Averſum, 
iſt künftig, und zwar zuerſt für das Jahr 1869., durch den Staatshaushalts⸗ 
tat feſtzuſtellen. a 5 ö N 

. H. 3. 


Den Kommunen in den im $. 1. bezeichneten Gebietstheilen ſteht frei, | 
ittelſt Kommunalbeſchluſſes die Verpflichtung zur Abführung des auf die Kom⸗ 


une fallenden Beitrages im Ganzen an die Staatskaſſe zu übernehmen und i 
eſem Falle die Vertheilung auf die Steuerpflichtige nach den hinſichtlich de 


Komnumalbeſteuerung beſtehenden Vorſchriften zu regeln. 3 
gang 1868. (Nr. 7013— 7014.) “29 a: 5 


Ausgegeben zu Berlin den 16. März 1868, 


Soweit nicht der im F. 3. vorgeſehene Fall eintritt, werden die jährlichen 
Beiträge als Zuſchläge zu direkten Staatsſteuern erhoben. 3 


 Unfer Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. ' 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 1 
Königlichen Inſiegel. — 
ü Gegeben Berlin, den 5. März 1868. 


(L. S.) Wilhelm. | 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. in 
v. Mühle. ». Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. a 


(Fr. 7014.) Geſetz, betreffend die Ergänzung der $$. 45. bis 47. und F. 59. Titel I. der 
FR Depoſital⸗Ordnung vom 15. September 1783. Vom 6. März 1868. 


ar Ss es = 8 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: a 5: 
SS x 
en Den $$. 45. bis 47. und F. 59. Titel I. der Depoſital⸗Ordnung vom 
15. September 1783. tritt folgende Beſtimmung hinzu: e 
Wenn ſich aus dem Behufs . und Aae der Grund⸗ 
ſteuer nach Maaßgabe des Geſetzes vom 21. Mai 1861. (Geſetz-Samml. S. 253.), 
der Verordnungen vom 12. Dezember 1864. (Geſetz⸗Samml. S. 673. und 683.) 
und des Geſetzes vom 8. Februar 1867. (Geſetz⸗Samml. S 185.) 1 er⸗ 
mittelten jährlichen Reinertrage einer Liegenſchaft ergiebt, daß das auszuleihende 
Kapital, unter Berückſichtigung der auf der Liegenſchaft kraft privatrechtlichen 
Titels haftenden Abgaben, Leiſtungen und Dienſtbarkeiten, innerhalb des funfzehn⸗ 
fachen Betrages dieſes jährlichen Reinertrages zu ſtehen kommt, ſo iſt das Gericht 
zu einer anderweiten Prüfung der Sicherheit nicht verpflichtet. i 
Ueber das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzungen muß jedoch auf die im 
F. 47. Titel I. der Depoſital⸗Ordnung vorgeſchriebene Weiſe abgeſtimmt werden. 


i $. 2. | 
Auf diejenigen Gebietstheile des vormaligen Königreichs Hannover, 0 : 
er wel: 


ig vom 15. Sep eber 83. Geſebestraft hat, findet 

ie Vorschrift es H. 1. keine Anwendung. 8 x 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen deen und beigedrucktem a 

Königlichen Inſiegel. f 

Gegeben Berlin, den 6. März 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗ ee Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


— 


— 


(Nr. 7015.) Geſetz, betreffend die Verwendung der Jagdſcheingebühren in den durch die 

Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. mit der Monarchie 
vereinigten Landestheilen und die Gültigkeit der Jagdſcheine im . 
Preußiſchen Staatsgebiete. Vom 9. März 1868. 


a Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Di 20. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
5 folgt 
15 


$. 2 
Diejenigen Abgaben, welche in den durch die Geſetze vom 20. September 
und 24. Dezember 1866. (GeſetzHamml. S. 555. 875. und 876.) mit Unſerer 
Monarchie vereinigten Landestheilen für die Ausſtellung von Jagdſcheinen, Jagd⸗ 
karten, Jagdpäſſen, Jagdwaffenpäſſen und Gewehrerlaubnißſcheinen zu erheben 
ſind, werden I Rückſicht auf die Kaffe, zu welcher fie bisher vereinnahmt ſind, 
ad 5 an d. Jab den zu bildenden Kreis⸗ „Kommunalfonds en 
und nach den es hlüſſen der Kelesberkeekung verwendet. 
$. 2. 
= Die in an, altländiſchen Provinzen und die in den neu en Lan⸗ 
desthellen vorſchriftsmäßig ausgeſtellten Jagdſcheine u. f w. (F. I.) find für den 
Umfang des ganzen Staatsgebietes gültig. f 5 ; 


$. 3. | 
Der Miniſter des Innern wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes 
beauftragt. 
| Uitundlich unter Unſerer Hebhſte gene ndigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 9. März 1868. 


(L. S.) Wilhelm 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu ee: „Leonhardt. | 


Nr. 7014—7017.) en (Nr. 2015 


laß vom 22. Fe 
s Bremenſchen 


a Februar d. J. 


” 


urch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Wilhelm. 
SEE, Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
An den Minifter des⸗ Innern und den Juſtizminiſter. 


Berlin, den 22. Februar 1868. 


(Ir. 7017) Allerhöchſter Erlaß vom 11. März 1868., betreffend die Ausgabe verzinslicher 
er Schatzanweiſungen zum Betrage von 13 Millionen Thaler. na 


Auf Ihren Bericht vom 5. d. M. genehmige Ich, daß in Gemäßheit des 
Geſetzes vom 24. Februar d. J., betreffend die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
Etats für das Jahr 1868. (Geſetz⸗Samml. S. 93.), und des Geſetzes vom 
3. März d. J., betreffend die Verſtärkung der Geldmittel zur Abhülfe des in 
Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen herrſchenden Nothſtandes 
(Geſetz Samml. S. 174.), verzinsliche Schatzanweiſungen im Betrage von drei⸗ 
zehn Millionen Thaler, und zwar in Abſchnitten von je funfzig Thalern, Ein⸗ 
ndert Thalern und fünfhundert Thalern, nach Bedarf ausgegeben werden. 
gleich, ermächtige Ich Sie, den Zinsſatz dieſer Schatzanweiſungen und die 
uer ihrer Umlaufszeit, welche den Zeitraum eines Jahres nicht überſchreiten 
F/ den Verhältniſſen entſprechend, nach Ihrem Ermeſſen zu beſtimmen und 
smal zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Te = 
Se Seh überlaffe Ihnen, die Hauptverwaltung der Staatsſchulden hiernach 
ut näherer Anweiſung zu verſehen und dieſen Meinen Erlaß durch die Geſetz⸗ 
Sammlung bekannt zu machen. er 5 
Berlin, den 11. März 1868. a 
Wilhelm. 
. u Frh. v. d. Heydt. 
An den Finanzminiſter. = = 
4 . Rebigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
; (R. v. Decker). - 


